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Antwort der Bundesregierung 
auf die Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Arbeitsprogramm der Bundesregierung zu den inneren 
Reformen in der 6. Legislaturperiode 

— Drucksache YI/2604 — 


Die Bundesregierung beantwortet die Große An- 
frage der Fraktion der CDU/CSU wie folgt: 

1. Die Fraktion der CDU/CSU begründet ihre er- 
neute Große Anfrage damit, daß die Bundesre- 
gierung auf die Fragen ihrer Großen Anfrage 
vom 16. Dezember 1970 (Drucksache VI/ 1620) 
keine klare und verbindliche Antwort gegeben, 
die Antwort sogar kategorisch verweigert habe. 
Die Bundesregierung weist diesen Vorwurf zu- 
rück. 

Die Bundesregierung hat in der Antwort vom 
12. März 1971 (Drucksache VI/ 1953) ihre Politik 
der inneren Reformen und die von ihr mit dem 
internen Arbeitsprogramm vom 22. Oktober 1970 
verfolgten Zielsetzungen ausführlich und um- 
fassend dargelegt. 

Im übrigen unterrichtet die Bundesregierung 
Parlament und Öffentlichkeit laufend durch Be- 
richte — zuletzt durch den Sozialbericht (Druck- 
sache VI/2155) — über den Stand der Sachpla- 
nungen. 

2. Die Bundesregierung hat am 10. September 1971 
den Entwurf des Bundeshaushalts 1972 und den 
Finanzplan des Bundes für die Jahre 1971 bis 1975 
verabschiedet und am 8. Oktober 1971 den gesetz- 
gebenden Körperschaften zugeleitet. Die Opposi- 
tion geht in ihrer erneuten Großen Anfrage vom 
27. September 1971, die sie eingebracht hat, bevor 
der neue Finanzplan vorgelegt wurde, davon aus, 


daß die Bundesregierung ihr Arbeitsprogramm 
im Zuge der Fortschreibung der Finanzplanung 
des Bundes für die Jahre 1971 bis 1975 über- 
prüft und mit den haushalts- und konjunktur- 
politischen Möglichkeiten abgestimmt hat. Dies 
trifft zu. 

In ihrer Antwort vom 12. März 1971 hat die 
Bundesregierung betont, daß sie bei dieser 
Fortschreibung der Finanzierung der im Arbeits- 
programm enthaltenen Maßnahmen im Rahmen 
der finanziellen Möglichkeiten besondere Priori- 
tät einräumt (Drucksache VI/ 1953, Seite 6). 

Dies ist geschehen. So wird im Text des Finanz- 
plans des Bundes für die Jahre 1971 bis 1975 
ausgeführt: 

„Der Finanzplan spiegelt die Zielsetzung der 
Bundesregierung wider, durch eine maßvolle 
Ausgabensteigerung einen sichtbaren Beitrag 
zur Stabilität zu leisten, ohne dabei die An- 
strengungen zum Ausbau der gesellschaft- 
lichen Infrastruktur einzuschränken. Dieser 
Bereich ist daher von Eingriffen weitgehend 
ausgenommen worden. Vielmehr ist den bis- 
her von der Bundesregierung gesetzten Auf- 
gabenschwerpunkten auch in diesem Finanz- 
plan ein besonderer Rang eingeräumt worden, 
um die mit den Finanzplänen 1969 bis 1973 
und 1970 bis 1975 eingeleiteten Reformvor- 
haben kontinuierlich fortzusetzen". (Druck- 
sache VI/2651, Seite 4) 


Frage I 

Ist die Bundesregierung jetzt bereit, dem Deutschen Bundestag den Inhalt ihres 
in zeitlicher, sachlicher und finanzieller Hinsicht überprüften und fortgeschriebe- 
nen Arbeitsprogramms bekanntzugeben und dabei insbesondere folgende Fragen 
zu beantworten: 

1. Welche Teile der Sachplanung der Bundesregierung sollen nach dem revidier- 
ten Arbeitsprogramm in dieser Legislaturperiode erreicht werden? 

2. Welche Teile des bisherigen Arbeitsprogramms kann die Bundesregierung 
aufgrund der inzwischen notwendig gewordenen Konsolidierung der Finanz- 
planung in dieser Legislaturperiode nicht mehr realisieren? 

3. Welchen Stand haben die Planungen und Vorarbeiten der Bundesregierung 
bei denjenigen Zielsetzungen und Vorhaben erreicht, 
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a) deren Verwirklichung bis zum Ende dieser Legislaturperiode eingeleitet 
werden soll, 

b) deren längerfristige Lösung sie in dieser Legislaturperiode voranbringen 
will, 

c) deren längerfristige Lösung sie in dieser Legislaturperiode vorbereiten 
will, 

d) für die sie bis zum Ende der Legislaturperiode zunächst Konzeptionen 
entwickeln will? 


Antwort 

a) Die in der Übersicht über das Arbeitsprogramm 
(Anlage zur Antwort vom 12. März 1971 — Druck- 
sache Vl/1953) dargelegten Zielsetzungen gelten 
unverändert fort. Bei der zeitlichen Verwirk- 
lichung ihres Arbeitsprogramms innerhalb der 
Legislaturperiode trägt die Bundesregierung 
— wie sie in der Antwort vom 12. März 1971 
(Drucksache VI/ 1953, Seite 3) ausgeführt hat — 
den haushaltspolitischen Möglichkeiten und 
konjunkturpolitischen Notwendigkeiten Rech- 
nung. 

b) In diesem Rahmen sind für sämtliche in der ge- 
nannten Übersicht aufgeführten ausgabewirk- 
samen Reformschwerpunkte die Mittel im 
geltenden Finanzplan des Bundes ausgewiesen 
(im einzelnen siehe Drucksache VI/2651, Seiten 4 
bis 20 und Tabelle 3). 

Dies gilt auch für die Zielsetzungen und Vor- 
haben, die im Teil „Finanzierung" der Über- 
sicht über das Arbeitsprogramm mit einem Vor- 
behalt versehen waren: 

— Bundesausbildungsförderungsgesetz (vgl. 
Drucksache VI/2651, Seiten 6/7 und Tabelle 3, 
Tz. 4.03) 

— Für die Finanzierung des Krankenhausbaus 
nach dem Regierungsentwurf des Kranken- 
hausfinanzierungsgesetzes ist bei der Fort- 
schreibung der Finanzplanung des Bundes 
bis 1975 erreicht worden, daß bereits ab 1972 
erhöhte Förderungsmittel von 700 Millionen 
DM mit Hilfe des Bundes mobilisiert werden. 
Einige Einzelfragen der Finanzierung bedür- 
fen noch der abschließenden Klärung zwi- 
schen Bund und Ländern (vgl. Drucksache 
VI/2651, Seite 15, Tabelle 3, Tz. 5.07) 

— Gesetzliche Krankenversicherung für Land- 
wirte (vgl. Drucksache VI/2651, Seiten 12/13, 
Tabelle 3, Tz. 1.03) 

— Änderung des Sozialhilfegesetzes (vgl. Druck- 
sache VI/2651, Tabelle 3, Tz. 1.09) 

— Ergänzung des Häftlingshilfegesetzes (vgl. 
Drucksache VI/2651, Tabelle 3, Tz. 1.12 und 
Tz. 1.08) 

— Gesetz über eine Stiftung für das behinderte 
Kind (vgl. Drucksache VI/2651, Tabelle 3, 
Tz. 1.15) 


— Gesetz zur Förderung des Zonenrandgebietes 
(vgl. Drucksache VI/2651, Tabelle 3, Tz. 4.02) 

— Umweltprogramm (vgl. Drucksache VI/2651, 
Seiten 7 und 8, Tabelle 3, Tz. 5.09) 

— Verbesserung der Wehrgerechtigkeit, insbe- 
sondere Verkürzung der Wehrdienstzeit auf 
15 Monate und Schaffung einer Verfügungs- 
bereitschaft (vgl. Drucksache VI/2651, Seite 17, 
Tabelle 3, Tz. 2,01) 

— Kosten für die Einrichtung der elektroni- 
schen Datenverarbeitungsanlage beim Zen- 
tral- und Erziehungsregister (vgl. Drucksache 
VI/2651, Tabelle 3, Tz. 5.06). 

c) Die Bundesregierung hat bei den einzelnen Ziel- 
setzungen in der Übersicht über das Arbeitspro- 
gramm jeweils klar unterschieden zwischen 

— Zielsetzungen, deren Verwirklichung bis zum 
Ende dieser Legislaturperiode erreicht oder 
eingeleitet werden soll und 

— Zielsetzungen, für die bis zum Ende dieser 
Legislaturperiode Konzeptionen zur späteren 
Verwirklichung entwickelt werden sollen. 

Sie hält an den so abgestuften Arbeitszielen 
fest und setzt ihre Arbeit zur Verwirklichung 
des Arbeitsprogramms fort, über die bis März 
1971 erreichten Ergebnisse ihrer Arbeit hat die 
Bundesregierung in der genannten Übersicht 
Rechenschaft gegeben. Sie hat seither — also in 
den letzten sieben Monaten — u. a. folgende 
weitere Ergebnisse bei der Verwirklichung ihres 
Arbeitsprogramms erzielt: 


A, Vom Parlament bereits verabschiedet: 

1. Achtundzwanzigstes Gesetz zur Änderung des 
Grundgesetzes (Artikel 74 a), 

verkündet am 20. März 1971 

(Konkurrierende Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes auf dem Gebiet der Besoldung und Ver- 
sorgung im öffentlichen Dienst) 

2. Neunundzwanzigstes Gesetz zur Änderung des 
Grundgesetzes (Artikel 74), 

verkündet am 20. März 1971 

(Konkurrierende Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes auf dem Gebiet des Tierschutzes) 
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3. Erstes Gesetz zur Vereinheitlichung und Neu- 
regelung des Besoldungsredits in Bund und 
Ländern, 

verkündet am 20. März 1971 

(Neuregelung auf der Grundlage des Achtund- 
zwanzigsten Gesetzes zur Änderung des Grund- 
gesetzes) 

4. Gesetz über das Zentralregister und das Erzie- 
hungsregister (Bundeszentralregistergesetz) , 

verkündet am 23. März 1971 

(Zusammenfassung der Vorschriften über das 
Strafregister, die amtlichen Führungszeugnisse 
und die gerichtliche Erziehungskartei, Anpas- 
sung des Registerwesens an die moderne tech- 
nische und organisatorische Entwicklung) 

5. Gesetz über die Unfallversicherung für Schüler 
und Studenten sowie Kinder in Kindergärten, 

verkündet am 23. März 1971 

(Einbeziehung von Schülern, Studenten und Kin- 
dern in Kindergärten in den Schutz der gesetz- 
lichen Unfallversicherung, bundeseinheitliche 
Regelung der Leistungen bei Schulunfällen) 

6. Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz, 
verkündet am 23. März 1971 

(Verteilung von Mineralölsteuermitteln im 
Wege von Finanzhilfen des Bundes zur Verbes- 
serung der Verkehrsverhältnisse der Gemein- 
den) 

7. Drittes Gesetz zur Änderung des Unterhalts- 
sicherungsgesetzes, 

verkündet am 4. Mai 1971 

(Anhebung der Mindestbeträge der Leistung zur 
Unterhaltssicherung für Grundwehrdienstlei- 
stende und Wehrübende) 

8. Gesetz über den Ausbau der Bundesfernstraßen 
in den Jahren 1971 bis 1985, 

verkündet am 10. Juli 1971 

(Aufstellung eines Bedarfsplans für den Aus- 
bau des Netzes der Bundesfernstraßen) 

9. Gesetz über städtebauliche Sanierungs- und 
Entwicklungsmaßnahmen in den Gemeinden 
(Städtebauförderungsgesetz) , 

verkündet am 30. Juli 1971 

(Verbesserung der finanziellen und rechtlichen 
Möglichkeiten der Gemeinden für eine funk- 
tionsgerechte Stadterneuerung und -entwick- 
lung) 

10. Zustimmungsgesetz zur Gaszentrifugenzusam- 
menarbeit, 

verkündet am 30. Juli 1971 

(Zusammenarbeit mit den Niederlanden und 
Großbritannien bei der Entwicklung und Nut- 
zung des Gaszentrifugenverfahrens zur Herstel- 
lung angereicherten Urans) 


11. Gesetz zur Verminderung der Luftverunreini- 
gungen durch Bleiverbindungen in Otto-Kraft- 
stoffen für Kraftfahrzeugmotore (Benzinbleige- 
setz), 

verkündet am 7. August 1971 

(stufenweise Herabsetzung des Bleigehalts im 
Benzin) 

12. Gesetz zur Förderung des Zonenrandgebietes 
(Zonenrandförderungsgesetz) , 

verkündet am 7. August 1971 

(Zusammenfassung und Verbesserung verschie- 
dener Förderungsmaßnahmen, vorrangige För- 
derung des Zonenrandgebietes bei den Maß- 
nahmen zur Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur) 

13. Sechstes Gesetz zur Änderung des Soldatenver- 
sorgungsgesetzes, 

verkündet am 14. August 1971 

(Berufsförderung für Offiziere auf Zeit und Be- 
rufssoldaten, Verbesserung der Ruhegehalts- 
skala und des Ausgleichs nach § 38 SVG) 

14. Approbationsordnung für Apotheker, 
verkündet am 23. August 1971 

(Neuregelung des Ausbildungsganges und Prü- 
fungsverfahrens, Wegfall der zweijährigen 
Praktikantenzeit vor Aufnahme des Studiums) 

15. Zweites Gesetz zur Änderung des Bundesseu- 
chengesetzes, 

verkündet am 29. August 1971 

(Wesentliche Verbesserungen der Entschädi- 
gungsleistungen bei Impfschäden) 

16. Bundesgesetz über die individuelle Förderung 
der Ausbildung (Bundesausbildungsförderungs- 
gesetz), 

verkündet am 26. August 1971 

(Schaffung eines bundeseinheitlichen Systems 
der individuellen Ausbildungsförderung, Einbe- 
ziehung der Studierenden der Höheren Fach- 
schulen, Akademien und Hochschulen, struktu- 
relle und finanzielle Verbesserungen gegenüber 
dem Ersten Ausbildungsförderungsgesetz) 

17. Gesetz über die Förderung des wissenschaft- 
lichen Nachwuchses an den Hochschulen (Gradu- 
iertenförderungsgesetz) , 

verkündet am 7. September 1971 

(Förderung des wissenschaftlichen Nachwuch- 
ses, vornehmlich des Hochschullehrernachwuch- 
ses durch die Gewährung von Graduiertensti- 
pendien) 

18. Gesetz über eine Bundesstatistik für das Hoch- 
schulwesen (Hochschulstatistikgesetz) , 

verkündet am 7. September 1971 

(Sicherung umfassenden Datenmaterials für die 
Planung im Hochschulbereich) 
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19. Gesetz über technische Assistenten in der Me- 
dizin (MTA-Gesetz), 

verkündet am 10. September 1971 

(Verbesserung der Ausbildung, Teilung in die 
Berufszweige „Laboratoriumsdienst" und „Ra- 
diologie", erstmalige bundesrechtliche Regelung 
der Veterinär-MTA) 

20. Gesetz zur Änderung des Deutschen Richterge- 
setzes, 

verkündet am 15. September 1971 

(Möglichkeit zur Neugestaltung der Juristen- 
ausbildung, des Zugangs zum Richteramt und 
der Ernennung zum Richter) 


B. Vom Kabinett beschlossen: 

1. Wohnungsbauänderungsgesetz 1971, 

vom Kabinett beschlossen am 1. April 1971 

(Gesetz zur Durchführung des Langfristigen 
Wohnungsbauprogramms) 

2. Ratifizierung des europäischen Übereinkom- 
mens über Detergentien, 

vom Kabinett beschlossen am 16. April 1971 

(Gesetz zum europäischen Übereinkommen vom 
16. September 1968 über die Beschränkung der 
Verwendung bestimmter Detergentien in 
Wasch- und Reinigungsmitteln) 

3. Sozialbericht/Sozialbudget 1971, 

vom Kabinett beschlossen am 7. Mai 1971 

(Sozialpolitische Entwicklung 1970/71 und quan- 
titative Darstellung der Sozialleistungen 1965 
bis 1975) 

4. Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen, 

vom Kabinett beschlossen am 19. Mai 1971 

(Einführung einer präventiven Fusionskontrolle, 
Verschärfung der Mißbrauchsaufsicht, Erleichte- 
rung der Kooperation für kleine und mittlere 
Unternehmen) 

5. Erstes Gesetz zur Reform des Ehe- und Familien- 
rechts, 

vom Kabinett beschlossen am 19. Mai 1971 

(Neuregelung der Eheführung, der Eheschei- 
dung und der Scheidungsfolgen) 

6. Tierschutzgesetz, 

vom Kabinett beschlossen am 27. Mai 1971 

(Schaffung eines bundeseinheitlichen Tierschutz- 
rechts, Vorschriften über Massentierhaltung und 
Tierversuche, Übernahme von Tierschutzrege- 
lungen des Europarates) 


7. Wohnungsstichprobengesetz 1972, 

vom Kabinett beschlossen am 27. Mai 1971 

(Überprüfung der Wohnungszählung 1968 erst- 
mals mit städtebaurelevanten Fragestellungen) 

8. Gesetz über das Meldewesen (Bundesmeldege- 
setz), 

vom Kabinett beschlossen am 28. Mai 1971 

(Einführung eines einheitlichen Personenkenn- 
zeichens) 

9. Gesetz zur Wahrung der steuerlichen Gleich- 
mäßigkeit bei Auslandsbeziehungen und zur 
Verbesserung der steuerlichen Wettbewerbs- 
lage bei Auslandsinvestitionen, 

vom Kabinett beschlossen am 30. Juni 1971 

(Gesetz gegen die Verlagerung von Einkünften 
und Vermögen in niedrig besteuernde Länder) 

10. Konzeption des Bundesraumordnungspro- 
gramms, 

vom Kabinett beschlossen am 30. Juni 1971 

(Grundlagen für die weiteren Arbeiten zur Er- 
stellung der einzelnen Programmteile) 

1 1 . Zweites Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuer- 
gesetzes (Mehrwertsteuer), 

vom Kabinett beschlossen am 21. Juli 1971 

(Steuertechnische Verbesserungen, Neurege- 
lung der Besteuerung von Kleinunternehmen) 

12. Gesetz zur Änderung des Gesetzes betr. die Er- 
werbs- und Wirtsdiaftsgenossenschaften, 

vom Kabinett beschlossen am 21. Juli 1971 

(Stärkung der Statutenfreiheit, Verbesserung 
der organisatipnsrechtlichen Vorschriften, Vor- 
schriften zur Erleichterung der Kapitalbeschaf- 
fung mit dem Ziel einer Anpassung genossen- 
schaftlicher Unternehmen an heutige Marktbe- 
dingungen, Vertriebs- und Angebotsformen) 

13. Gesetz zur Änderung des Steuerbeamtenausbil- 
dungsgesetzes, 

vom Kabinett beschlossen am 22. Juli 1971 

(Verbesserung der beruflichen Bildung der 
Steuerbeamten der Länder, Verlängerung der 
Ausbildungszeiten) 

14. Viertes Gesetz zur Änderung des Wasserhaus- 
haltsgesetzes, 

vom Kabinett beschlossen am 29. Juli 1971 

(Änderung der Reinhaltevorschriften, Ergän- 
zung der Planungsvorschriften, Vorschriften zur 
Lagerung von wassergefährdenden Stoffen) 

15. Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Finanzstatistik, 

vom Kabinett beschlossen am 17. August 1971 

(Verbesserung des finanzstatistischen Instru- 
mentariums, erweiterte Einbeziehung von Län- 
dern, Gemeinden, Sozialversicherungsträgern 
und Zweckverbänden) 
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16. Zweites Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Arbeitsförderungsgesetzes, 

vom Kabinett beschlossen am 18. August 1971 

(Förderung des Winterbaus durch Ansprüche 
des Bauunternehmers auf Investitionsbeihilfen 
mit dem Ziel einer Verminderung der Zahlung 
von Schlechtwettergeld) 

17. Bundesimmissionsschutzgesetz, 

vom Kabinett beschlossen am 20. August 1971 

(Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umweltein- 
wirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräu- 
sche, Erschütterungen und ähnliche Vergänge) 

18. Gesetz über den Verkehr mit DDT, 

vom Kabinett beschlossen am 20. August 1971 

(Grundsätzliches Verbot der Verwendung von 
DDT) 

19. Gesetz über den Bundesgrenzschutz, 

vom Kabinett beschlossen am 25. August 1971 

(Neuregelung von Aufgaben, Befugnissen und 
Organisation des Bundesgrenzschutzes sowie 
der Grenzschutzdienstpflicht) 

20. Drittes Anpassungsgesetz zur Kriegsopferver- 
sorgung, 

vom Kabinett beschlossen am 8. September 1971 

(Anpassung der Leistungen ab 1. Januar 1972 
aufgrund Dynamisierung und Harmonisierung 
der Anpassungsvorschriften des Schadens- und 
Berufsschadensausgleichs) 


21. Drittes Gesetz zur Änderung des Bundeskinder- 
geldgesetzes, 

vom Kabinett beschlossen am 8. September 1971 

(Erhöhung der jährlichen Einkommensgrenze 
für die Gewährung von Zweitkindergeld von 
13 200 DM auf 15 000 DM) 

22. Gesetz über die weitere Finanzierung von Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Verkehrsverhält- 
nisse der Gemeinden und des Bundesfernstra- 
ßenbaus, 

vom Kabinett beschlossen am 29. September 
1971 

(Erhöhung der Mineralölsteuer um 4 Pf/1, Zweck- 
bindung des Mehraufkommens für den öffent- 
lichen Nahverkehr und Straßenbau in den Ge- 
meinden (3 Pf) sowie den Bundesfernstraßen- 
bau (1 Pf), Erhöhung der Kraftfahrzeug-Steuer 
für Nutzfahrzeuge mit der Folge einer Aufstok- 
kung der Finanzierungsmittel der Bundeslän- 
der) 

23. Umweltprogramm, 

vom Kabinett beschlossen am 29. September 
1971 

(Umfassende Darstellung der Umweltpolitik der 
Bunde sregierung) 

24. Gesetz zur Weiterentwicklung des Rechts der 
gesetzlichen Krankenversicherung, 

vom Kabinett beschlossen am 13. Oktober 1971 

(Einbeziehung der selbständigen Landwirte, mit- 
helfenden Familienangehörigen und Altenteiler 
in die soziale Krankenversicherung ab 1. Juli 
1972) 


Frage II 

Isj; die Bundesregierung noch der Auffassung, daß der reale Zuwachs der öffent- 
lichen Investitionen und der Anteil der Investitionsausgaben der öffentlichen 
Hand an den Gesamtausgaben entscheidend für die zukünftige gesellsdiaftlidie 
und volkswirtschaftliche Entwicklung ist, weil die öffentlichen Investitionen die 
materielle Voraussetzung aller Reformmaßnahmen sind? 

1. Wie stellt sich die Bundesregierung zu der Kritik, 

— die Bundesregierung habe ihr Versprechen, den Anteil der öffentlichen 
Investitionen am Sozialprodukt zu erhöhen, nicht wahrgemacht, 

— in der Finanzplanung des Bundes bis 1975 sei gegenüber der bisher gelten- 
den Finanzplanung keine Steigerung der Investitionsausgaben vorge- 
sehen, 

— vielmehr sei real sogar ein Rückgang zu befürchten? 

2. Wie hoch sind die Investitionsausgaben, die jährlichen Zuwachsraten und die 
Investitionsquoten der Bundesausgaben in den einzelnen Jahren 1970 bis 
1975, und welche Veränderungen ergeben sich dabei gegenüber der bisher 
geltenden Finanzplanung? 

Welche Ausgaben rechnet die Bundesregierung dabei zu den Investitionen? 

3. Wie hoch ist der Zuwachs der öffentlichen Sachinvestitionen von Bund, Län- 
dern und Gemeinden in den Jahren 1970 und 1971 

— in jeweiligen Preisen (nominal), 

— in konstanten Preisen (real), 
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jeweils im Vergleich zum Durchschnitt der jährlichen Zuwachsraten der Jahre 
1960 bis 1969, insbesondere in den Bereichen Straßen- und Brückenbau, Woh- 
nungsbau, Krankenhausbau, Bau von Schulen, Universitäten und anderen 
öffentlichen Hochbauten? 

4. Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeiten für eine künftige reale 
Steigerung der öffentlichen Investitionen in Anbetracht der Tatsache, daß die 
Preissteigerungen in den letzten IV 2 Jahren zum Beispiel 

— im gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt (Deflator) 12,5 v. H. (Durchschnitt 
1. Halbjahr 1971 gegenüber Durchschnitt 1969), 

— für Wohngebäude 23,4 v. H. (Mai 1971 gegenüber November 1969), 

— für den Straßenbau 22,1 v. H. (Mai 1971 gegenüber November 1969), 

— für Investitionsgüter 13,6 v. H. (Juni 1971 gegenüber Dezember 1969) 
betragen? 


Antwort 

Die Opposition versucht, mit dieser Frage den un- 
richtigen Eindruck zu erwecken, daß Öffentliche In- 
vestitionen die materielle Voraussetzung aller Re- 
formmaßnahmen seien. Die Bundesregierung ver- 
wirklicht zahlreiche, gesellschaftspolitisch wichtige 
Reformen, die nicht mit öffentlichen Ausgaben ver- 
bunden sind, insbesondere solche, die neue ord- 
nungspolitische Rahmenbedingungen setzen, wie 
z. B. 

— einige Umweltschutzgesetze, wie das Benzinblei- 
gesetz, das Bundes-Immissionsschutzgesetz und 
die Vierte Novelle zum Wasserhaushaltsgesetz, 

— die Novelle des Gesetzes gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen, 

— die Justizreformgesetze, 

— die Strafrechtsreformgesetze, 

— das Erste Gesetz zur Änderung des Ehe- und 
Familienrechts und 

— - die Neuordnung des Betriebsverfassungsrechts. 

Die Bundesregierung strebt im Rahmen ihrer Re- 
formpolitik aber auch nach wie vor einen ange- 
messenen Anteil der realen Investitionen der öffent- 
lichen Hand am Bruttosozialprodukt unter Berück- 
sichtigung der stabilitätspolitischen Erfordernisse 
an. Dies ist erneut in der gesamtwirtschaftlichen 
Zielprojektion für die Jahre 1971 bis 1975 zum Aus- 
druck gebracht worden (vgl. Drucksache VI/2651, 
Seiten 78/79). 

a) Der Anteil der realen Öffentlichen Investitionen 
am Bruttosozialprodukt hat keineswegs — wie 
in der Anfrage unterstellt wird — abgenommen. 
Nach den Berechnungen des Statistischen Bun- 
desamtes haben die öffentlichen Bruttoanlage- 
investitionen zu konstanten Preisen des Jahres 
1962 in der Abgrenzung der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung im Jahre 1970 um rd. lOv. H. 
über dem Betrag von 1969 gelegen. Für das erste 
Halbjahr 1971 wird der reale Zuwachs auf gut 
3V2 V. H. geschätzt. Der Anteil der öffentlichen 
Bruttoanlageinvestitionen zu konstanten Preisen 
am Bruttosozialprodukt ist damit von 4,0 v. H. 


1969 auf 4,2 V. H. 1970 angestiegen; im ersten 
Halbjahr 1971 hat der Anteil 3,6 v. H. betragen; 
er lag damit so hoch wie im ersten Halbjahr 
1970. 

Zu der Kritik, in der Finanzplanung des Bundes 
bis 1975 sei gegenüber der bisher geltenden 
Finanzplanung keine Steigerung der Investitions- 
ausgaben vorgesehen, ist folgendes zu bemerken: 
Die durchschnittliche jährliche Wachstumsrate 
der „investiven Ausgaben", d. h. der Sachinvesti- 
tionen, der Investitionszuschüsse und der Dar- 
lehensgewährungen, beträgt nach der neuen Fi- 
nanzplanung im Zeitraum 1971 bis 1975 9,2 v. H. 

Der Anteil dieser Ausgabenkategorie an den 
Gesamtausgaben im Bundeshaushalt steigt damit 
von 16,4 v.H. in 1970 auf 16,9 v.H. in 1975, 
wobei sich der Anteil der Sachinvestitionen und 
Investitionszuschüsse zusammen von 12,9 v.H. 
in 1970 auf 13,6 v. H. in 1975 erhöht. 

Bei einer durchschnittlichen Steigerung der in- 
vestiven Ausgaben von 9,2 v. H. und bei einer 
anzustrebenden weiteren Abschwächung des 
Preisanstiegs ergeben sich für den gesamten 
Planungszeitraum gesamtwirtschaftlich angemes- 
sene reale Investitionssteigerungen. 

Im übrigen wird auf die Angaben über die in- 
vestiven Ausgaben des Bundes im geltenden 
Finanzplan (Drucksache W2651, Seiten 17 und 18) 
verwiesen. 

b) Ein Vergleich der Entwicklung der öffentlichen 
Sachinvestitionen zu jeweiligen Preisen und zu 
konstanten Preisen ist nur für die Bruttoanlage- 
investitionen in der Abgrenzung der volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung möglich. Die Bun- 
desregierung verweist hierzu auf die Beantwor- 
tung der Frage L 7. der Großen Anfrage der 
Fraktion der CDU/CSU (Drucksache W1144) 
durch die Bundesregierung (Drucksache VI/ 121 5). 

Nach den Berechnungen des Statistischen Bun- 
desamtes haben sich die öffentlichen Bruttoan- 
lageinvestitionen in der Abgrenzung der volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung gegenüber dem 
vergleichbaren Vorjahresstand wie folgt ver- 
ändert: 
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Veränderungen gegenüber dem entsprechenden 
Vorjahresstand 


zu 

jeweiligen 

Preisen 


zu 

konstanten 
Preisen des 
Jahres 1962 


im Jahre 1970 


im ersten 
Halbjahr 1971 


H- rd. 
26 V. H. 

+ rd. 
14 V. H. 


+ rd. 
10 V. H. 

+ rd. 

3 Vg V. H. 


Demgegenüber hat der durchschnittliche jährliche 
Zuwachs der öffentlichen Bruttoanlageinvesti- 
tionen 1969 gegenüber 1960 zu jeweiligen Prei- 
sen 10,5 V. H. und zu konstanten Preisen 7,4 v. H. 
betragen. Der in der Anfrage verlangte Ver- 
gleich der Zuwachsraten eines Jahres mit dem 
Durchschnitt der Zuwachsraten eines Zehnjahres- 
zeitraums ist methodisch nicht sachgerecht und 
in der Aussage nicht sinnvoll. Die Zuwachsraten 
eines willkürlich gewählten Einjahreszeitraums 
unterliegen stets Zufallseinflüssen, während es 
gerade der Zweck einer Durchschnittsbildung 
von Zuwachsraten über einen Zehnjahreszeit- 
raum ist, solche Zufalls Schwankungen auszu- 
schalten. 

Die Entwicklung der öffentlichen Sachinvesti- 
tionen nach einzelnen Aufgabenbereichen kann 
nur zu jeweiligen Preisen verglichen werden, da 
für die Sachinvestitionen nach einzelnen Auf- 
gabenbereichen keine Berechnungen zu konstan- 
ten Preisen vorliegen. 


In der Abgrenzung der Finanzstatistik ergeben 
sich für die Sachinvestitionen der Gebietskör- 
perschaften in ausgewählten Aufgabenbereichen 
1969 gegenüber 1961 (Angaben für 1960 liegen 
nicht vor) und 1970 gegenüber 1969 (Schätzung) 
durchschnittlich jährlich die folgenden Steige- 
rungsraten (v. H.) : 


Aufgabenbereich 

Durchschnitt 
der Jahre 
1961/1969 

1969/1970 

(Sdiätzung) 

S achinvestitionen 
insgesamt darunter: 

— in V 

+ 8,9 

H. — 

4-20 

Unterricht 

+ 8,8 

+ 37 

Wissenschaft .... 

+ 10,4 

4-37 

Gesundheit .... 

+ 8,8 

4-31 

Gemeindliche An- 
stalten und Ein- 
richtungen 

+ 8,5 

4-17 

Verkehr 

+ 10,6 

4-13 

1 Landes- und Stadt- 
planung, Raum- 
ordnung, Woh- 

nungswirtschaft . . 

+ 4,4 

4-10 

Wi r ts cha f ts unte r- 
nehmen 

+ 5,9 

4-12 


Für 1971 liegen entsprechende Angaben noch 
nicht vor. 


Frage III 

Wie hoch gibt die Bundesregierung den um die jeweiligen Preissteigerungsraten 
(Lebenshaltungskostenindex) bereinigten durchschnittlichen realen Einkommens- 
zuwachs an 

bei Einkünften aus 

— Renten der gesetzlichen Rentenversicherungen, 

— Sparguthaben, 

— Kindergeld 

in den Jahren 1970 und 1971 jeweils im Vergleich zum Durchschnitt des jährlichen 
realen Einkommenzuwachses der Jahre 1960 bis 1969? 

Wie hoch gibt die Bundesregierung den Substanzverlust bestehenden Geldver- 
mögens (aufgeteilt nach Anlageformen) durch die Geldentwertung in den Jahren 
1970 und 1971 jeweils im Vergleich zum Durchschnitt der Jahre 1960 bis 1969 an? 


Antwort 

Eine Aufteilung von Einkommensgrößen in einen 
realen und einen Preisbestandteil ist grundsätzlich 
problematisch. Auf dieses Problem ist auch schon 
früher bei Beantwortung ähnlicher Fragen hinge- 
wiesen worden. Aus diesem Grunde ist der 
Aussagewert der folgenden Angaben stark einge- 
schränkt. 


Unmöglich ist die Aufteilung von Einkommensgrö- 
ßen, insbesondere für kleinere Teileinkommens- 
größen, da zutreffende Annahmen über die Struk- 
tur der Einkommensverwendung und damit über 
die anzuwendenden Preisindizes verläßlich nicht 
gemacht werden können. 

a) Die Renten werden mit einem zeitlichen Abstand 
an die Entwicklung der Löhne und Gehälter an- 
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gepaßt. Diese Entscheidung bei der Rentenre- 
form im Jahre 1957 führt dazu, daß bei Kon- 
junkturbewegungen einmal die Löhne stärker 
steigen können als die Renten und das ändere 
Mal die Renten einen höheren Zuwachs haben 
als die Löhne. So war beispielsweise in den Jah- 
ren 1959, 1963, 1966, 1967, 1968 die Rentensteige- 
rung höher als die Lohnsteigerung. In den Jahren 
1960, 1961, 1962, 1964, 1969, 1970, 1971 sind die 
Lohnsteigerungen höher als der Rentenzuwachs 
gewesen. Gegenwärtig werden die Renten an 
die niedrigen Lohnsteigerungen der Rezessions- 
jahre angepaßt. Es ist heute schon abzusehen, 
daß die Rentenanpassungen für die Jahre 1973 
(9,5 Vo), 1974 (11,7 'Vo), 1975 (11,0 Vo) sehr hoch 
sein werden. Es ist nicht auszusdiließen, daß sie 
die Zuwadisrate der Lohnsteigerungen wieder 
übertreffen. 

Die Bestandsrenten der Sozialversicherung sind 
nach diesem Prinzip 1970 um 6,35 Vo und 1971 
um 5,5 Va angehoben worden. 1970 haben sich 
die Renteneinkommen zusätzlich auch durch den 
Fortfall des 2®/oigen Krankenkassenbeitrags für 
Rentner erhöht. Nach Abzug der Preissteige- 
rungen (Preisindex der Lebenshaltung für Ren- 
ten- und Sozialhilfeempfänger) verbleibt danach 
ein durchschnittlicher realer Zuwachs der Ren- 
teneinkommen aus Sozialversicherung von 4,5 Vo 
im Jahre 1970. Für das Jahr 1971 wird ein we- 
niger günstiges Ergebnis zu erwarten sein. Die 
Höhe der Anpassungssätze für 1970 und 1971 ist 
durch die besonders schwache Lohnentwicklung 
in der Rezession 1966/67 bestimmt. Der reale 
Zuwachs der Renteneinkommen wird aber für 
den Durchschnitt der Jahre 1970 und 1971 nicht 
so ungünstig sein wie beispielsweise der Durch- 
schnitt der Jahre 1961/62, als die reale Entwick- 
lung der Renten etwas über 2 '®/o betrug. 

Im Durchschnitt der Jahre 1960 bis 1969 lag die 
Entwicklung knapp über 4 Vo. Wie das Beispiel 


1961/62 zeigt, ist es aber problematisch, einen 
Zwei jahreszeitraum bei der geltenden Renten- 
anpassungsformel mit einem längerfristigen Zeit- 
raum zu vergleichen. 

b) Die durchschnittliche Verzinsung der Sparein- 
lagen mit gesetzlicher Kündigungsfrist, die viel- 
fach mehr unter Liquiditäts- als unter Rendite- 
gesichtspunkten angelegt werden, liegt seit 
kurzem etwas unter der Steigerungsrate der 
Lebenshaltungskosten, In dieser Form wird 
jedoch nur ein Teil der langfristigen Ersparnisse 
gehalten. Anlagen in längerfristigen Spargut- 
haben, festverzinslichen Wertpapieren, Bundes- 
schatzbriefen usw. erbringen nach, wie vor Ren- 
diten, welche die gegenwärtige Steigerungsrate 
der Lebenshaltungskosten deutlich übersteigen. 

c) Beim Kindergeld sind in den Jahren 1964 bis 
1969, abgesehen von dem Wegfall der Einkom- 
mensgrenze bei Familien mit drei oder mehr 
Kindern im Jahre 1965, keine Verbesserungen 
eingetreten. Ein realer Einkommenszuwachs aus 
Kindergeld ist in dieser Zeit nicht zu verzeichnen. 
Eine Verbesserung der Leistungen ist erst im 
Jahre 1970 durch Erhöhung des Kindergeldes 
für das dritte Kind von 50 DM auf 60 DM er- 
reicht worden. Außerdem wurde im Jahre 1970 
die Einkommensgrenze für Familien mit zwei 
Kindern von 7800 DM (so seit 1965) auf 13 200 
DM angehoben. Eine weitere Anhebung der Ein- 
kommensgrenze auf 15 000 DM für diese Fa- 
milien ab 1. Januar 1972 sieht ein Gesetzent- 
wurf der Bundesregierung vor, der den gesetz- 
gebenden Körperschaften zugeleitet worden ist. 
Angaben über einen durchschnittlichen realen 
Einkommenszuwachs können beim Kindergeld 
— abgesehen von den oben angeführten grund- 
sätzlichen Schwierigkeiten — schon im Hinblick 
auf die Verschiebung der Einkommensgrenzen 
keine geeignete Grundlage für die Beurteilung 
der Leistungsentwicklung sein. 


F r a g e IV 

Kann die Bundesregierung Angaben darüber machen, ob und welche konkreten 
Pläne, Zielsetzungen oder Vorstellungen sie zur Zeit hinsichtlich der sachlichen 
Gestaltung, der zeitlichen Realisierung und der finanziellen Absicherung von 
wichtigen gesellschaftspolitischen Vorhaben hat, insbesondere 

— Verbesserung des Bildungswesens, 

— Ausbau des Verkehrswesens, 

— Umweltschutz, 

— Verbesserung des Kindergeldes und des Familienlastenausgleichs, 

— Öffnung der Rentenversicherung für Selbständige, 

— Verbesserung der Alterssicherung von Frauen und Kleinstrentnern, 

— Beteiligung breiter Bevölkerungsschichten am Zuwachs des Produktivkapitals, 

— Verbesserung der Kapitalstruktur der mittelständischen Wirtschaft? 

I Verbesserung des Bildungswesens 


Antwort 

a) Zum gegenwärtigen Stand der Planung in den 
von der Opposition genannten Bereichen wird 
mitgeteilt: 


Die Bund-Länder-Kommission für Bildungspla- 
nung hat einen abgestimmten Entwurf für einen 
Bildungsgesamtplan für die Zeit bis 1985 erar- 
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beitet, der den Regierungschefs in Form eines 
Zwischenberichts vorgelegt werden soll. Er zeigt, 
daß trotz unterschiedlidier Vorstellungen in be- 
stimmten Strukturfragen eine breite Basis für 
ein gemeinsam von Bund und Ländern getrage- 
nes Reformprogramm besteht. Dabei sind von 
besonderer Bedeutung 

— der Ausbau und die Reform des Elementarbe- 
reichs und ein erweitertes Bildungsangebot 
für die Fünfjährigen, 

— in der Sekundarstufe I; die Orientierungs- 
stufe und die Zusammenführung getrennter 
Schulreformen, 

— in der Sekundarstufe II; die Gleichwertigkeit 
und Abstimmung von allgemeiner und beruf- 
licher Bildung, 

— - im Hochschulbereich: die Entwicklung eines 
durchlässigen Systems abgestufter Studien- 
gänge und -abschlüsse sowie die Vermehrung 
der Studienplätze, 

— der Ausbau der Weiterbildung zu einer 
gleichwertigen vierten Stufe des Bildungs- 
wesens. 

Eine von der Bund-Länder-Kommission einge- 
setzte Ad-hoc-Gruppe soll aus den Zielvorstel- 
lungen des Bildungsgesamtplans ein konkretes 
Programm für die bis 1975 zu verwirklichenden 
Maßnahmen entwickeln. Für den Hochschulbau 
liegt ein solches Programm mit dem vom Pla- 
nungsausschuß am 19. Juli 1971 beschlossenen 
1. Rahmenplan bereits vor. 

Die Maßnahmen des Aktionsprogramms Beruf- 
liche Bildung vom 4. November 1970 sind in die 
Wege geleitet. Einzelheiten ergeben sich aus dem 
Sozialbericht 1971. 

Die im Finanzplan des Bundes für die Jahre 1970 
bis 1974 ausgewiesene globale Verfügungsre- 
serve für den Bereich Bildung und Wissenschaft 
ist aufgelöst worden; anstatt einer unmittelbaren 
finanziellen Beteiligung des Bundes an den Bil- 
dungsausgaben der Länder wird die Finanzaus- 
stattung der Länder über einen Einnahmever- 
zicht des Bundes bei der Umsatzsteuer verbes- 
sert, um die Länder u. a. in die Lage zu versetzen, 
den erhöhten Anforderungen im Bildungswesen 
besser gerecht zu werden. 

Ausbau des VerkehTSwesens 

Uber den Ausbau des Verkehrswesens hat die 
Bundesregierung im Verkehrsbericht 1970 (Druck- 
sache VI/1350) ausführlich berichtet. Ergänzende 
und aktualisierte Angaben enthält die Antwort 
der Bundesregierung vom 1. Oktober 1971 
(Drucksache VI/2658) auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion der CDU/CSU zur Verkehrspolitik 
(Drucksache VI/2567), auf die verwiesen wird. 

Umweltschutz 

Nach einer gründlichen Bestandsaufnahme in 
allen Bereichen des Umweltschutzes, an der Sach- 
verständige aus Verwaltung, Wissenschaft und 
Wirtschaft mitgewirkt haben, hat die Bundesre- 
gierung ihr Umweltprogramm am 29. September 


1971 verabschiedet (Drucksache VI/2710). Damit 
wurde erstmals die Umweltpolitik einer deut- 
schen Bundesregierung formuliert. Ziel des Pro- 
gramms ist es, Umweltplanung und Umweltschutz 
auf eine einheitliche Grundlage zu stellen und 
so die unerläßlichen Voraussetzungen für eine 
Umweltpolitik auf lange Sicht zu schaffen. 

Das Programm setzt folgende Schwerpunkte: 

— Schaffung des rechtlichen und organisatori- 
schen Instrumentariums für eine wirksame 
Umweltpolitik 

— Durchsetzung des Verursacherprinzips 

— Durchsetzung des Prinzips der Umweltfreund- 
lichkeit von Verfahren und Produkten, u. a. 
durch Verstärkung von Forschung und Ent- 
wicklung 

— Stärkung des Umweltbewußtseins in der Be- 
völkerung 

— Verstärkung der internationalen Zusammen- 
arbeit. 

Das Umweltprogramm stellt, unterteilt nach Um- 
weltschutzbereichen, alle Maßnahmen dar, die in 
den nächsten fünf Jahren mit Vorrang durchge- 
führt oder eingeleitet werden sollen. Außerdem 
werden weitergehende Ziele für die nächsten 
zehn bis 15 Jahre verdeutlicht. Voraussetzung für 
die Verwirklichung in dem vorgesehenen zeit- 
lichen Rahmen ist die konkurrierende Gesetz- 
gebungskompetenz des Bundes für Wasserhaus- 
halt, Naturschutz und Landschaftspflege, Luftrein- 
haltung, Lärmbekämpfung und Abfallbeseitigung 
(Drucksachen VI/1298 und VI/2249). 

Verbesserung des Kindergeldes und des 
Familienlastenausgleichs 

Die Bundesregierung beabsichtigt, im Zusammen- 
hang mit der Steuerreform eine Neuordnung des 
Familienlastenausgleichs vorzunehmen. Nach den 
Beschlüssen der Bundesregierung vom 11. Juni 
1971 sollen das Kindergeld, die ihm entsprechen- 
den Leistungen, die den Angehörigen des öffent- 
lichen Dienstes für ihre Kinder gezahlt werden, 
sowie die Steuerermäßigungen für Kinder, die 
nach dem Einkommensteuergesetz gewährt wer- 
den, in einem einheitlichen Kindergeldsystem 
zusammengefaßt werden. Eine abschließende 
Entscheidung über die Einzelheiten dieser Kon- 
zeption steht wegen des engen Zusammenhangs 
mit der Reform des Einkommensteuer rechts noch 
aus. 

Die Bundesregierung hat am 8./9. September 
1971 die Herauf Setzung der Jahreseinkommens- 
grenze für das Zweitkindergeld von 13 200 DM 
auf 15 000 DM beschlossen, 

Öffnung der Rentenversicherung für Selbständige 
Verbesserung der Altersversicherung für benach- 
teiligte Gruppen 

Die Bundesregierung bereitet einen Gesetzentwurf 
zur weiteren Reform der sozialen Rentenver- 
sicherung vor. In diesem Rahmen ist vorgesehen. 
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— die starre Altersgrenze von 65 Jahren durch 
eine flexible Regelung zu ersetzen, die den 
Versicherten Wahlmöglichkeiten für den Zeit- 
punkt ihres Ausscheidens aus dem Erwerbs- 
leben eröffnet, 

— Kleinrenten durch Einführung eines der Ren- 
tenbemessung zugrunde zu legenden Mindest- 
einkommens anzuheben, 

— bei Müttern mit eigenem Rentenanspruch von 
1973 an für jedes Kind ein Versicherungsjahr 
zusätzlich zu berücksichtigen, 

— die Rentenversicherung für alle Selbständi- 
gen, alle nicht erwerbstätigen Frauen und alle 
mithelfenden Familienangehörigen zu öffnen. 

Darüber hinaus ist im Zusammenhang mit der 
Reform des Ehe- und Familienrechts die Einfüh- 
rung eines Versorgungsausgleichs zwischen ge- 
schiedenen Ehegatten vorgesehen. 

Beteiligung breiter Bevölkerungskreise am Zu- 
wachs des Produktivvermögens 

Die Bundesregierung bereitet einen Gesetzent- 
wurf zur überbetrieblichen Beteiligung breiter 
Bevölkerungsschichten am Zuwachs des Produk- 
tivvermögens vor. 

Erste Schritte auf dem Wege zu einer ausgewo- 
genen Vermögens Verteilung wurden bereits durch 
den Ausbau des „312-DM-Gesetzes" erreicht Das 
Dritte Vermögensbildungsgesetz, das am 30. Juni 
1970 verkündet wurde und u. a. die Verdoppe- 


lung des Begünstigungsrahmens von 312 DM auf 
624 DM brachte, hatte schon innerhalb kurzer 
Zeit einen nachhaltigen Erfolg. Während in der 
Zeit von 1961 bis 1969 nur rd. 5,7 Millionen Ar- 
beitnehmer von dem Gesetz Gebrauch machten, 
ist diese Zahl bis Ende 1970 auf über 12 Millio- 
nen gestiegen; bis Ende 1971 werden es etwa 
14,5 Millionen Arbeitnehmer sein. 


Verbesserung der Kapitalstruktur der mittelstän- 
dischen Wirtschaft 

Die Bundesregierung mißt der Verbesserung der 
Kapitalstruktur kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen große Bedeutung zu. Sie hat die Ziele 
ihrer Politik insoweit in ihrem Aktionsprogramm 
zur Leistungssteigerung kleiner und mittlerer 
Unternehmen im einzelnen dargelegt (vgl. Grund- 
sätze einer Strukturpolitik für kleine und mitt- 
lere Unternehmen, Drucksache VI/1666). Insbe- 
sondere wird sie sich für die verbesserte Beschaf- 
fung von langfristig zu gewährenden Finanzmit- 
teln zu günstigen Konditionen für bestimmte In- 
vestitionsschwerpunkte einsetzen. 

Um die Verbesserung der Eigenkapitalausstat- 
tung zu fördern, stellt sie ERP-Kredite an Beteili- 
gungsgesellschaften sowie ERP-Haftungsfonds- 
darlehen und Rückgarantien an Beteiligungs- 
garantiegemeinschaften zur Verfügung. 

b) Im übrigen wird auf die Einleitung und auf die 
Antwort zu Frage I verwiesen. 
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